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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

09.09.2015 

Geschäftszahl 

2013/03/0120 

Rechtssatz 

Der Verwaltungsgerichtshof verkennt nicht, dass bei einem sich über etliche Kilometer ziehenden 
lärmemittierenden Linienvorhaben die Durchführung von Messungen an einer Vielzahl von Immissionspunkten 
die Verwirklichung eines derartigen Vorhabens unangemessen erschweren würde. Derart ist es bei einem 
solchen Vorhaben nicht von vornherein erforderlich, an jedem möglichen Immissionspunkt eine entsprechende 
Messung durchzuführen. Dies setzt aber voraus, dass nach dem maßgeblichen Stand der Technik für die 
Lärmbeurteilung und den Immissionsschutz die relevanten repräsentativen Immissionspunkte identifiziert 
werden, dort gemessen und dann auf der Grundlage dieser Messungen mittels geeigneter Berechnungen die 
Lärmbeurteilung durchgeführt werden kann. Ergibt sich dann in diesem Zusammenhang bei einem Vorhaben für 
einen Immissionspunkt, dass der dabei durch bloße Berechnung erzielte Wert in unmittelbarer Nähe zu dem 
Wert liegt, der nach (medizinischer) sachverständiger Beurteilung nach Verwirklichung des Vorhabens 
zusätzliche Schallschutzmaßnahmen auf der Liegenschaft einer betroffenen Partei notwendig machen würde, 
kann auf Basis eines substantiierten Parteivorbringens auch dieser Punkt einen entscheidenden Immissionspunkt 
darstellen, an dem eine entsprechende Messung zu erfolgen hat. 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung 
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